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PRESSEMITTEILUNG 
 
Freie Wähler Freiburg: Keine freiwillige Aufnahme weiterer afghanischer 
Ortskräfte – Fokus auf kommunale Belastungsgrenzen 
 
FREIBURG, 20. April 2026 – Die Fraktion der Freien Wähler im Freiburger 
Gemeinderat spricht sich entschieden gegen eine freiwillige Aufnahme 
weiterer afghanischer Ortskräfte über die gesetzlichen Verpflichtungen hinaus 
aus.  
 
Wir halten es für wichtig und richtig, dass die Bundesregierung ihre Zusagen 
und Versprechungen gegenüber ehemaligen Ortskräften einhält, erklärt die 
stellv. Fraktionsvorsitzende Petra Zimmermann. Die Verantwortung für diese 
Zusagen liege jedoch eindeutig bei der Bundesebene. Kommunale 
Herausforderungen haben Priorität. 
 
Die Freien Wähler sehen für die Stadt Freiburg keinen Spielraum, über die 
bestehenden gesetzlichen Verpflichtungen hinaus zusätzliche Kapazitäten für 
die Unterbringung und Integration zu schaffen. Die Stadt stehe bereits vor 
massiven, vielfältigen Herausforderungen. 
 
Freiburg leistet bereits einen erheblichen Beitrag. Unsere Infrastruktur, der 
Wohnungsmarkt und die sozialen Kapazitäten sind seit Langem überlastet. 
Wir müssen zuerst die Probleme derer lösen, die bereits hier sind, und die 
Funktionsfähigkeit unserer Stadt für alle Bürgerinnen und Bürger 
sicherstellen“, so die Begründung der Fraktion. 
 
Angesichts der angespannten Haushaltslage und der vielfältigen kommunalen 
Aufgaben mahnt der Fraktionsvorsitzende Kai Veser zu mehr Zurückhaltung 
bei freiwilligen Leistungen außerhalb des gesetzlichen Rahmens. Die Priorität 
müsse auf einer soliden kommunalen Daseinsvorsorge liegen. Die Stadt dürfe 
sich nicht durch freiwillige Übernahmen von Aufgaben, die im 
Zuständigkeitsbereich des Bundes liegen, weiter unter Druck setzen. 

 

 

 

 
 
 
 
 
 


